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Erster Bürgermeister Thomas Söder eröffnete um 18:00 Uhr die öffentliche Sitzung des Bau-, 
Umwelt- und Verkehrsausschusses. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung, die Anwesenheit 
der Mehrheit der Ausschussmitglieder und somit die Beschlussfähigkeit des Bau-, Umwelt- und 
Verkehrsausschusses fest. 
 
Es erfolgte sodann Eintritt in die 
 

TAGESORDNUNG 

 

Öffentliche Sitzung 
 
 

 
TOP  1 Bauanträge 
  
  
 

 
TOP  1.1 Antrag auf Baugenehmigung (11/2026) zur Errichtung eines Mehrfamilien-

hauses mit 6 Wohneinheiten auf den Gründstücken FlNrn. 2390/13 und 
2390/96 Gmkg. Hallstadt - Schwester-Columbana-Weg 6 

Entscheidung 
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Hallstadt 
West II u. III - Änderung“. Innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ist ein Vor-
haben zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht widerspricht und die Erschließung gesi-
chert ist (§ 30 BauGB). 
 
Der Bebauungsplan weist an dieser Stelle ein „Mischgebiet“ (MI) nach § 6 BauNVO aus. 
 
Des Weiteren sind festgesetzt: 
 

➢ max. III Vollgeschosse (II + D) 
➢ GRZ: 0,6 
➢ GFZ: 1,2 
➢ Dachform: Satteldach (SD), Walmdach (WD) 
➢ Dachneigung: 10° – 48° 
➢ abweichende Bauweise (a): Errichtung von Einzel- als auch Doppelgebäuden 

 
Der Bauantrag sieht die Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit 6 Wohneinheiten und einer 
Büroeinheit im Kellergeschoss vor. Die Außenmaße des Gebäudes sind mit einer Grundfläche 
von 10,87 m x 19,24 m angegeben. Bei einem Satteldach mit einer Dachneigung von 45° erge-
ben sich lt. Planangaben eine Firsthöhe von 11,76 m über EFOK, sowie eine traufseitige 
Wandhöhe von 6,44 m. Hinsichtlich der herzustellenden Stellplätze errechnet sich nach § 2 
Abs. 4 der Stellplatzsatzung ein Bedarf von 10 Stellplätzen, die auf dem Grundstück nachge-
wiesen und über eine gemeinsame Zufahrt über die Flurnummer 2390/96 erschlossen werden. 
Den beigefügten Berechnungen sind bei einer künftigen Grundstücksfläche von 834 m² (Fl.Nr. 
2390/96: 472 m²; Zumessung aus Fl.Nr. 2390/13: 362 m²) eine GRZ von 0,53 und eine GFZ von 
0,75 zu entnehmen. 
 
Für das Bauvorhaben sind folgende Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
beantragt: 
 

➢ Überschreitung der Baugrenze nach Osten und Westen im Bereich der Stellplätze (Fest-
setzung B-Plan: A – 3.3 Baugrenze), 
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➢ Eindeckung der Gauben mit naturrotem Trapezblech und Überschreitung der Hälfe der 
Hauslänge um 2,77 m (Festsetzung B-Plan: Eindeckung der Gauben wie Hauptdach, 
Gauben max. 50% der Hauslänge) 

 
Planungsrechtliche Beurteilung: 
Für die Grundstücke mit den Flurnummern 2390/13 und 2390/96 wurde im Jahr 2025 der Neu-
bau von 2 Mehrfamilienhäusern mit jeweils 7 Wohneinheiten beantragt. Dem Vorhaben wurde 
vom Stadtrat aufgrund noch fehlender Befreiungsanträge und Unstimmigkeiten bei den ange-
gebenen Höhen das Einvernehmen nicht erteilt. Die Voraussetzungen für die Erteilung einer 
bauaufsichtlichen Genehmigung lagen auch nach Prüfung durch das Landratsamt nicht vor. 
 
Der aktuell vorliegende Bauantrag sieht die Errichtung eines Mehrfamilienhauses in Ost-West-
Ausrichtung auf dem Grundstück Flurnummer 2390/96 und im südlichen Bereich von Flurnum-
mer 2390/13 vor. Somit erstreckt sich das Bauvorhaben aktuell auf die beiden Flurnummern 
2390/13 u. 2390/96. Dem Schreiben vom 27.04.2026 nach beabsichtigen die Bauherren, das 
Grundstück nach Genehmigung des Bauantrags in zwei Grundstücke aufzuteilen. Gemeint ist 
mit dieser Aussage wohl die Bildung eines Buchgrundstücks für dieses Bauvorhaben. Ein ent-
sprechender Zerlegungsantrag ist mittlerweile an das Amt für Digitalisierung, Breitband u. 
Vermessung in Bamberg gestellt worden und liegt der Stadt Hallstadt auch zur Kenntnis vor. 
Die Bildung eines Buchgrundstücks kann auf Vorschlag des Antragstellers auch als Auflage in 
den Genehmigungsbescheid aufgenommen werden. 
 
Der Bebauungsplan ist für diesen Bereich relativ großzügig gefasst und lässt mit seinen Fest-
setzungen ausreichend Spielraum, auch für größere Baukörper. Diese sind in unmittelbarer 
Umgebung bereits realisiert worden. Konkret ist die Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit 6 
Wohneinheiten im EG, OG und DG beantragt. Den Planzeichnungen ist zudem eine Büroeinheit 
im KG des Wohnhauses zu entnehmen, im Antrag ist eine gewerbliche Nutzfläche von 44,17 
m². angegeben. Für das Kellergeschoss ist hinsichtlich der Belichtung im Bereich der Büroflä-
chen ein so genannter Lichtgraben/Lichtschacht mit Bodenplatte aus WU-Beton auf der West-
seite geplant. 
 
Aus Sicht der Bauverwaltung besteht für die Errichtung von 6 Wohneinheiten planungsrechtli-
che Zulässigkeit. Anlass zu Bedenken gibt die im Kellergeschoß geplante Büroeinheit, die auf-
grund ihres Zuschnitts eine spätere Umwandlung in zusätzliches Wohnen nicht ausschließt. Die 
Festlegung im Bebauungsplan unter „B Örtliche Bauvorschriften Nr. 1.9 Höhenlage“ besagt, 
dass Kellergeschosse oder unter der Fußbodenunterkante liegende Räume als wasserdichte 
Wanne auszubilden sind. Alle Öffnungen und Zugänge sind bis über eine Höhe von 235,00 m ü. 
NN anzulegen. Den nachgereichten Schnitten ist eine wasserdichte Kellerausführung bis über 
235,00 ü NN zu entnehmen. 
 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen vom vorgenannten Antrag auf Baugenehmigung. 
 
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Hallstadt 
West II u. III - Änderung“. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ist ein Vorhaben zulässig, wenn es 
dessen Festsetzungen nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist (§ 30 BauGB). 
 
Im Bebauungsplan ist für das Baugrundstück ein „Mischgebiet“ (MI) nach § 6 BauNVO festge-
setzt. 
 
Abweichungen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften sind nicht beantragt. 
 
Es sind folgende Befreiungen beantragt: 
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➢ Überschreitung der Baugrenze nach Osten und Westen im Bereich der Stellplätze (Fest-

setzung B-Plan: A – 3.3 Baugrenze), 
➢ Eindeckung der Gauben mit naturrotem Trapezblech und Überschreitung der Hälfet der 

Hauslänge um 2,77 m (Festsetzung B-Plan: Eindeckung der Gauben wie Hauptdach, 
Gauben max. 50% der Hauslänge) 

 
Die beantragten Befreiungen sind in diesem konkreten Fall städtebaulich vertretbar und werden 
erteilt. 
 
Die Ausbildung des Kellergeschosses hat entsprechend den Vorgaben des Bebauungsplans als 
wasserdichte Wanne bis auf eine Höhe von mindestens 235,00 ü. NN zu erfolgen. Auf die hier-
zu ergangenen Ausführungen in den Begründungen (Begründung v. 31.10.2007 i.V.m. den Be-
gründungen v. 11.04.2000 und den hierzu ergangenen Nachträgen v. 11.04.2000/26.07.2000) 
zum Bebauungsplan Hallstadt West II und III wird verwiesen: 
 
„3. Beschaffenheit und Lage des Baugebietes 
 
…Für Bauvorhaben, die im eingedeichten Gebiet errichtet werden sollen, wurde am 
07.08.2075, Nr. 4113-1167-I/3 ein Rahmengutachten abgegeben. Nach einer Vereinbarung 
zwischen dem Freistaat Bayern und der Stadt Hallstadt vom 16.08. bzw. 15.10.1973 hat die 
Stadt Hallstadt die Verpflichtung übernommen, Neubauten in diesem Gebiet nur unter folgen-
den Bedingungen zuzustimmen: 
 

• Gebäude einschl. Garagen müssen so angeordnet werden, dass die Erdgeschossfuß-
bodenoberkante (EFOK) mindestens auf einer Höhe von 235,00 m ü. NN liegt. 

• Das Kellergeschoss ist bis auf Höhe von 235,00 m ü. NN als wasserdichte Wanne aus-
zubilden. Dabei sind Öffnungen und Zugänge über diese Höhe anzuordnen bzw. Licht-
schächte auf diese Höhe hochzuziehen. Die Wanne ist aus wasserundurchlässigem Ma-
terial zu erstellen, auftriebssicher auszubilden und rissesicher zu bewehren. 

• Unterirdische Öllagerbehälter und das Entwässerungssystem sind gegen drückendes 
Wasser und Auftrieb zu sichern…“ 

 
Vorbehaltlich der Genehmigungsfähigkeit gewerblich genutzter Büroräume im Kellergeschoß 
wird einer Nutzung als siebte Wohneinheit im Kellergeschoß ausdrücklich nicht zugestimmt. 
 
Es ergeht der Hinweis, dass aktuell eine Bebauung auf mehreren Flurnummern beantragt ist. 
Ob für die Erteilung einer Baugenehmigung die Bildung eines Buchgrundstücks erforderlich ist, 
obliegt der Prüfung durch die Untere Bauaufsicht. 
 
Die ursprünglichen Grundstücke Fl.Nrn. 2390/13 und 2390/14 liegen in angemessener Breite an 
öffentlichen Verkehrsflächen an und sind bereits mit drei Kanal- und Wasserhausanschlüssen 
nach den Satzungen der Stadt Hallstadt ausreichend erschlossen. 
Grundstück Fl.Nr. 2390/14 ist mittlerweile bebaut, durch eine zwischenzeitlich erfolgte Teilung 
ist Grundstück Fl.Nr. 2390/96 neu gebildet worden. Die vorhandenen beiden Anschlüsse sind 
nach Möglichkeit für die Grundstücke Fl.Nrn. 2390/13 und 2390/96 weiter zu verwenden. Sollte 
das Bauvorhaben bzw. die erneute Grundstücksteilung eine Änderung der bisherigen An-
schlüsse oder einen Bedarf an weiteren Anschlüssen auslösen, so hat die gesamten Kosten für 
die bauliche Herstellung derjenige zu übernehmen, dessen Bauvorhaben das Erfordernis neuer, 
zusätzlicher Anschlüsse ausgelöst hat. 
 
Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem. Es wird auf eine getrennte Abwasserführung (Nie-
derschlags-/Schmutzwasser) bis zur Grundstücksgrenze, auf die Errichtung entsprechender 
Kontrollschächte für die Grundstücksentwässerungsanlage sowie entsprechende Vorkehrungen 
gegen Rückstauereignisse nach den einschlägigen Normen hingewiesen. Anfallendes Nieder-
schlagswasser ist – soweit möglich - auf dem Grundstück zurückzuhalten und dort zu versi-
ckern. Eine Ableitung von Niederschlagswasser von privaten Flächen über öffentlichem Grund 
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darf nicht erfolgen. Befestigte Flächen sind mit einem wasserdurchlässigen, versickerungsfähi-
gen Belag auszuführen. 
 
Aufgrund der Tiefe der Baugrube wird während der Bauphase – wie beim Nachbargebäude 
auch – vermutlich eine zeitweilige Absenkung des dortigen Grundwasserspiegels erforderlich. 
Auf das Erfordernis der Beantragung einer entsprechenden wasserrechtlichen Erlaubnis beim 
Landratsamt und Stellung eines entsprechenden Entwässerungsantrags bei der Stadt Hallstadt 
wird hingewiesen. 
 
Die Stellplatzsatzung der Stadt Hallstadt ist zu beachten. Erforderliche Stellplätze sind in aus-
reichender Art und Anzahl auf Grundlage der aktuellen Stellplatzsatzung der Stadt Hallstadt 
nachzuweisen und entsprechend auszuführen. Das Landratsamt wird um Prüfung der Stell-
platzanordnung auf Funktionalität in der Praxis gebeten. 
Die geplante Zufahrt führt möglicherweise über eine öffentliche Grünfläche. Sollten bauliche 
Anpassungen für die Herstellung der Zufahrt im öffentlichen Bereich erforderlich werden, so hat 
der Bauherr bzw. Antragsteller die gesamten Kosten hierfür zu übernehmen.  
 
Das gemeindliche Einvernehmen zum vorgelegten Bauvorhaben wird erteilt. 
 
 
Angenommen: Ja: 10  Nein: 0  Anwesend: 11  Befangen: 1   
 
Anmerkung: 
StR Günter Hofmann nahm an der Beratung und Abstimmung des vorstehenden Punktes we-
gen persönlicher Beteiligung gem. Art. 49 Abs. 1 GO nicht teil. 
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TOP  1.2 Antrag auf Baugenehmigung (02/2026) zur Nutzungsänderung einer Woh-

nung in eine Ferienwohnung auf dem Grundstück FlNr. 68 Gmkg. Hallstadt, 
Seelagraben 13 - erneute Behandlung 

Entscheidung 
Das Bauvorhaben liegt nicht im räumlichen Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und ist 
somit dem sogenannten Innenbereich zuzuordnen. Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile richtet sich nach § 34 BauGB. 
Maßgebend hierbei ist unter anderem, dass sich das Vorhaben nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart 
der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
 
Der Bauherr beabsichtigt die Umnutzung einer Wohneinheit in eine Ferienwohnung. Der not-
wendige Stellplatz wird in Form einer Einzelgarage bzw. auf dem gegenüberliegenden Grund-
stück nachgewiesen. Hierfür ist die Eintragung einer Grunddienstbarkeit notwendig. 
 
Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich der Sanierungssatzung und Gestaltungsrichtlinie 
„Altstadt“. Es liegt eine Stellungnahme des Büros RSP, Bayreuth, vom 09.02.2026 vor: 
 
Die bauliche Substanz und die äußere Gestalt des Gebäudes bleiben im Wesentlichen unver-
ändert, sodass keine Beeinträchtigung des städtebaulichen Erscheinungsbildes oder der histo-
rischen Struktur zu erwarten ist. Vielmehr trägt die Nutzung als Ferienwohnung zur Belebung 
des Ortskerns bei, stärkt die lokale Wirtschaft und unterstützt die Funktionsvielfalt im zentralen 
Bereich. Damit steht das Vorhaben im Einklang mit den Zielsetzungen der städtebaulichen Sa-
nierung, insbesondere der Sicherung, Aufwertung und nachhaltigen Nutzung des vorhandenen 
Gebäudebestands sowie der Stärkung der Innenentwicklung. 
 
Aus städtebaulicher Sicht besteht damit mit dem geplante Vorhaben Einverständnis. 
 
Nach Art. 66 BayBO sind den Eigentümerinnen und Eigentümern der benachbarten Grundstü-
cke der Lageplan und die Bauzeichnungen zur Zustimmung vorzulegen. Die Zustimmung zum 
Bauvorhaben wurde mit Ausnahme eines Nachbarn erteilt. 
 
Der Bau-., Umwelt- und Verkehrsausschuss der Stadt Hallstadt hat den Antrag in seiner Sitzung 
am 23.03.2026 (TOP 2.4) behandelt und mehrheitlich abgelehnt. Mit Schreiben vom 08.05.2026 
teilte das LRA Bamberg mit, dass die Verweigerung des Einvernehmens rechtswidrig sei, da 
keine bauplanungsrechtlichen Belange entgegenstehen würden. Hier wird seitens der Bauver-
waltung auf das Schreiben des LRA vom 08.05.2026 in der Anlage verwiesen. 
 
Aus Sicht der Bauverwaltung kann dem Vorhaben das Einvernehmen erteilt und eine Ausnah-
me der Sanierungssatzung ausgesprochen werden. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen vom vorgenannten Antrag auf Baugenehmigung. 
 
Die Eigenart der näheren Umgebung entspricht einem „Mischgebiet“ (MI) nach § 6 BauNVO. 
 
Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Die Stellplatzsatzung der Stadt Hallstadt ist zu beachten. Erforderliche Stellplätze sind in aus-
reichender Art und Anzahl auf Grundlage der aktuellen Stellplatzsatzung der Stadt Hallstadt 
nachzuweisen und entsprechend auszuführen. Das Landratsamt Bamberg wird gebeten, die 
Stellplätze hinsichtlich ihrer Anzahl zu überprüfen und ggfs. notwendige Grunddienstbarkeiten 
nachzufordern. 
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Die Erschließung ist gesichert, bzw. durch den Baubestand bereits vorhanden. Der Stellplatz 
auf dem gegenüberliegenden Grundstück ist in Form einer Grunddienstbarkeit nachzuweisen. 
 
Das Einvernehmen wird erteilt. 
 
Angenommen: Ja: 10  Nein: 0  Anwesend: 11  Befangen: 1   
 
Anmerkung: 
StR Marco Stiefler nahm an der Beratung und Abstimmung des vorstehenden Punktes wegen 
persönlicher Beteiligung gem. Art. 49 Abs. 1 GO nicht teil. 
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TOP  1.3 Antrag auf Baugenehmigung (51/2025) zur Umnutzung von Wohnen EG links 

in Ferienwohnung auf dem Grundstück FlNr. 1464/3 Gmkg. Hallstadt - See-
bachmarter 6 - erneute Behandlung 

Entscheidung 
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 11, See-
bach-Marter“. Innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ist ein Vorhaben zu-
lässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist (§ 
30 BauGB). Im Bebauungsplan ist an dieser Stelle ein „Reines Wohngebiet“ (WR) nach § 3 
BauNVO ausgewiesen. In reinen Wohngebieten sind Beherbergungsbetriebe ausnahmsweise 
zulässig. 
 
Der Antragsteller möchte eine Wohneinheit in dem bestehenden Mehrfamilienhaus zu einer 
Ferienwohnung umnutzen. Für die Umnutzung ist aus o.g. Gründen die Beantragung einer 
Ausnahme nach § 3 BauNVO notwendig. Für die Ferienwohnung wird ein Stellplatz nachgewie-
sen. 
 
Nach Art. 66 BayBO sind den Eigentümerinnen und Eigentümern der benachbarten Grundstü-
cke der Lageplan und die Bauzeichnungen zur Zustimmung vorzulegen. Die Zustimmung zum 
Bauvorhaben wurde von den Nachbarn erteilt. 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss der Stadt Hallstadt hat den Antrag in seiner Sitzung 
am 23.03.2026 (TOP 2.1) behandelt und mehrheitlich abgelehnt. Mit Schreiben vom 08.05.2026 
teilte das LRA Bamberg mit, dass die Verweigerung des Einvernehmens rechtswidrig sei, da 
keine bauplanungsrechtlichen Belange entgegenstehen würden. Hier wird seitens der Bauver-
waltung auf das Schreiben des LRA vom 08.05.2026 in der Anlage verwiesen. 
 
Aus Sicht der Bauverwaltung kann dem Vorhaben das Einvernehmen erteilt und die Ausnahme 
für die Errichtung eines Beherbergungsbetriebes ausgesprochen werden. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen vom vorgenannten Antrag auf Baugenehmigung. 
 
Die Eigenart der näheren Umgebung entspricht einem „reinen Wohngebiet“ (WR) nach § 3 
BauNVO. 
 
Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Die Stellplatzsatzung der Stadt Hallstadt ist zu beachten. Erforderliche Stellplätze sind in aus-
reichender Art und Anzahl auf Grundlage der aktuellen Stellplatzsatzung der Stadt Hallstadt 
nachzuweisen und entsprechend auszuführen. 
 
Die Erschließung ist gesichert, bzw. durch den Baubestand bereits vorhanden.  
 
Das Einvernehmen wird erteilt. Die Stadt Hallstadt spricht die Erteilung der Ausnahme für einen 
Beherbergungsbetrieb aus. 
 
Angenommen: Ja: 11  Nein: 0  Anwesend: 11   
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TOP  1.4 Antrag auf Baugenehmigung (14/2026) Tektur zum Umbau und Modernisie-

rung eines vorhandenen SB-Warenhauses; Abtrennung Fachmarktflächen 
auf dem Grundstücken Fl.Nrn. 1865/10 1865/2 u.a. Gmkg. Hallstadt - Emil-
Kemmer-Str. 2 

Entscheidung 
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 30 B, 
Heganger – 2. Änderung mit integriertem Grünordnungsplan“. Innerhalb des Geltungsbereiches 
eines Bebauungsplanes ist ein Vorhaben zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht wider-
spricht und die Erschließung gesichert ist (§ 30 BauGB). 
 
Der Bebauungsplan weist an dieser Stelle ein „Sondergebiet“ (SO) nach § 11 BauNVO aus.  
 
Mit Bescheid vom 17.12.2024 (Az.: 20240477) wurde der Bauherrin der Umbau und die Moder-
nisierung des vorhandenen SB-Warenhauses sowie die Abtrennung einer Fachmarktfläche 
bauaufsichtlich genehmigt. 
 
Gegenüber der erteilten Genehmigung haben sich im Bereich des Verwaltungstraktes für das 
SB-Warenhaus geringfügige Änderungen durch Einbau einer Wand und neue Raumaufteilung 
ergeben. 
 
In erster Linie beinhaltet der Antrag auf Nutzungsänderung die Einrichtung dreier Fachmärkte 
(AWG/Takko/Sagasser) und der Anbringung derer Werbeanlagen, der Vorlagerung einer Fas-
sadenwand sowie die Modifizierung der rückwärtigen Laderampe. 
 
Den beigefügten Berechnungen sind folgende Sortimente und Verkaufsflächen zu entnehmen: 
 
 Takko 431,22 m² Textil (aller Art, inkl. Randsortimente u. Aktionsartikel) 
 AWG 616,21 m² Textil (Damen-, Herren-, Kinderbekleidung, modische Acces-

soires, Heimtextilien, branchenübliche Randsortimente 
 Sagasser 745,64 m² Getränke (Getränke, Süsswaren, Blumenerde, Streusalz) 
 
Der Bebauungsplan lässt hinsichtlich Nahversorgungs- und Zentrenrelevanz für die Sortimente 
„Getränke“ eine Verkaufsfläche von bis zu 1.000 m² und für „Textil“ in einem oder mehreren 
Fachmärkten eine Verkaufsfläche von bis zu 1.250 m² zu. Des Weiteren ist die gesamte Ver-
kaufsfläche für SB-Warenhaus mit Shopzone und Fachmärkten auf max. 8.000 m² beschränkt. 
Diese Festsetzungen werden mit dem Bauantrag eingehalten. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen vom vorgenannten Antrag auf Baugenehmi-
gung/Nutzungsänderung, Anbringung von Werbeanlagen und der 1. Tektur zur Genehmigung 
des Landratsamtes vom 17.12.2024. 
 
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 30B, He-
ganger – 2. Änderung“ der Stadt Hallstadt. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ist ein Vorhaben zulässig, wenn es 
dessen Festsetzungen nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist (§ 30 BauGB). 
 
Im Bebauungsplan ist an dieser Stelle ein „Sondergebiet – Großflächiger Einzelhandel“ (SO 
GEH) nach § 11 BauNVO ausgewiesen. 
 
Abweichungen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften oder Befreiungen sind nicht beantragt. 
 
Die Erschließung ist gesichert, d.h. die zur zweckentsprechenden Nutzung des beantragten 
Bauvorhabens erforderlichen Erschließungsanlagen sind vorhanden bzw. der Zugang zu diesen 
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ist rechtlich sichergestellt. Es ist an die vorhandenen Erschließungsanlagen -insbesondere Ka-
nal- und Wasserhausanschlüsse- anzuschließen, eine Änderung/Anpassung bereits vorhande-
ner Anschlüsse an das Bauvorhaben wird nicht Aussicht gestellt.  
 
Die Stellplatzsatzung der Stadt Hallstadt ist zu beachten. Erforderliche Stellplätze sind in aus-
reichender Art und Anzahl auf Grundlage der aktuellen Stellplatzsatzung der Stadt Hallstadt 
nachzuweisen und entsprechend auszuführen. 
 
Das gemeindliche Einvernehmen wird erteilt. 
 
Angenommen: Ja: 11  Nein: 0  Anwesend: 11   
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TOP  2 Antrag auf isolierte Befreiung (09/2026) zur Errichtung einer Hofüberdachung 

auf dem Grundstück FlNr. 528 Gmkg. Hallstadt - Michelinstraße 7 
Entscheidung 
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 10, 
Schafhof“. Innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ist ein Vorhaben zulässig, 
wenn es diesen Festsetzungen nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist. Im Bebau-
ungsplan ist an dieser Stelle ein „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) nach § 4 BauNVO ausgewie-
sen. 
 
Der Bauherr beabsichtigt den Bau einer Garagenvorplatzüberdachung. Den Planunterlagen ist 
zu entnehmen, dass das Gebäude mit einer Grundfläche von 33,60 m² (Außenmaße ca. 4,80 m 
x 7,00 m) mit einem begrünten Flachdach errichtet werden soll. Die Firsthöhe soll hierbei 2,40 
m betragen. 
 
Bei dem Bauvorhaben handelt es sich nach den Baugesetzen grundsätzlich um ein sogenann-
tes verfahrensfreies Bauvorhaben. Jedoch bedarf das Bauvorhaben Befreiungen von den Fest-
setzungen des Bebauungsplans hinsichtlich einer Errichtung der geplanten Nebenanlage au-
ßerhalb der Baugrenzen. 
 
Nach Art. 66 BayBO sind den Eigentümerinnen und Eigentümern der benachbarten Grundstü-
cke der Lageplan und die Bauzeichnungen zur Zustimmung vorzulegen. Die Beteiligung des 
Nachbareigentümers wird derzeit durchgeführt. 
 
Aus Sicht der Verwaltung ist die Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans in die-
sem konkreten Einzelfall städtebaulich vertretbar und kann erteilt werden. Der Bauherr wird 
verpflichtet sich kundig zu machen, ob aufgrund der Grenzbebauung ein zusätzlicher Antrag auf 
Abweichung nach Art. 6 BayBO notwendig ist. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen vom vorgenannten Antrag auf Erteilung einer isolierten Befreiung 
von den Festsetzungen eines Bebauungsplanes. 
 
Das Bauvorhaben befindet sich im Gebiet des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 10, Schaf-
hof“. 
 
Im Bebauungsplan ist an dieser Stelle ein „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) nach § 4 BauNVO 
festgesetzt. 
 
Es wurde folgende Befreiung beantragt: 
 

- Errichtung einer Nebenanlage außerhalb der Baugrenze 
 
Dieser Befreiung wird zugestimmt. 
 
Die Erschließung ist gesichert. 
 
Das Einvernehmen wird erteilt. 
 
Angenommen: Ja: 11  Nein: 0  Anwesend: 11   
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TOP  3 Bauleitplanung Nachbargemeinden 
  
  
TOP  3.1 Gemeinde Oberhaid 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan für die 4. Änderung "Gewerbegebiet 
Unterhaid-West"; 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 
4 Abs. 2 und der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB 

Entscheidung 
Der Gemeinderat Oberhaid hat in seiner Sitzung am 21.04.2026 die Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes für die 4. Änderung "Gewerbegebiet Unterhaid-West“ beschlos-
sen. Die Änderung dient der innerörtlichen Nachverdichtung und wird daher als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt. 
Auf die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange wird dabei verzichtet. 
 
Konkreter Anlass für die 4. Änderung des genannten Bebauungsplanes ist eine Erhöhung der 
Anzahl der maximalen Vollgeschosse auf vier Vollgeschosse und eine damit verbundene ent-
sprechende Anpassung der maximal zulässigen Gebäudehöhe, so dass einem ansässigem 
Gewerbetreibenden eine Teilaufstockung bestehender bzw. geplanter Gebäudeteile ermöglicht 
werden. Hierdurch können Flächen für Verwaltung sowie für Lager und Produktion geschaffen 
werden. 
 
Aus Sicht der Verwaltung werden mit dem Vorhaben Belange der Stadt Hallstadt nicht tangiert. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen von der 4. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Un-
terhaid-West“ der Gemeinde Oberhaid in der Fassung vom 21.04.2026 und vom Sachvortrag 
der Verwaltung. 
 
Die Stadt Hallstadt trägt keine Einwände oder Bedenken gegen die beabsichtigte Bauleitpla-
nung vor. 
 
Angenommen: Ja: 11  Nein: 0  Anwesend: 11   
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TOP  3.2 Gemeinde Oberhaid 

Außenbereichssatzung gemäß § 35 Abs. 6 BauGB "Johannishof"; Teilfläche 
der Fl.-Nr. 2529; 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 
4 Abs. 2 BauGB und der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB 

Entscheidung 
Der Gemeinderat Oberhaid hat in seiner Sitzung am 21.04.2026 die Aufstellung einer Außenbe-
reichssatzung nach § 35 Abs. 6 BauGB für „Johannishof“ (Teilfläche der Fl.Nr. 2529, Gemar-
kung Oberhaid) beschlossen. 
 
Nach § 35 Abs. 6 kann 
 
eine Gemeinde für bebaute Bereiche im Außenbereich, die nicht überwiegend landwirtschaftlich 
geprägt sind und in denen eine Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden ist, durch Sat-
zung bestimmen, dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 nicht ent-
gegengehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im Flächennutzungsplan über Flächen 
für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entstehung oder Verfestigung einer 
Splittersiedlung befürchten lassen. Die Satzung kann auch auf Vorhaben erstreckt werden, die 
kleineren Handwerks- und Gewerbebetrieben dienen. In der Satzung können nähere Bestim-
mungen über die Zulässigkeit getroffen werden. Voraussetzung für die Aufstellung der Satzung 
ist, dass 
 

1. sie mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar ist, 
 

2. die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach Anlage UVPG 1 zum Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet wird und 

 
3. keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buch-

stabe BauGB genannten Schutzgüter oder dafür bestehen, dass bei der Planung 
Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfäl-
len nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

 
Nach § 35 Abs. 6 BauGB ist für den Erlass einer Außenbereichssatzung das vereinfachte Ver-
fahren nach § 13 Abs. 2 Satz 1 Nummer 2 und 3 sowie Satz 2 BauGB entsprechend anzuwen-
den. Auf den Verfahrensschritt der frühzeitigen Beteiligung kann dabei verzichtet werden, eine 
förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger ist jedoch 
zwingend durchzuführen. 
 
Im Bereich des Johannishof ergibt sich ein Bedarf für nicht privilegierte Wohnbebauung. Pla-
nungsanlass ist die Aufstockung und Nutzungsänderung eines bestehenden Nebengebäudes 
auf dem Grundstück Fl.Nr. 2529 der Gemarkung Oberhaid durch den Eigentümer. 
 
Wie der Begründung zu entnehmen ist, möchte die Gemeinde Oberhaid diese Bauabsicht un-
terstützen, soweit das Orts- und Landschaftsbild nicht beeinträchtigt wird. Angrenzend an den 
Geltungsbereich befindet sich bereits eine Wohnbebauung von einigem Gewicht, so dass die 
Entstehung einer Splittersiedlung nicht zu befürchten ist. 
Mit der Aufstellung einer Außenbereichssatzung sollen die Voraussetzungen für eine Genehmi-
gungsfähigkeit der Aufstockung und Umnutzung eines bestehenden Nebengebäudes für Wohn-
zwecke geschaffen werden. Planungsziel ist eine maßvolle bauliche Entwicklung auf bereits 
versiegelter Fläche. Eine Vorprüfung hat ergeben, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b BauGB (Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, insbesondere die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-
Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes) nicht betroffen sind. In dem betroffenen 
Planbereich liegen keine Gebiete nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB vor, eine Betroffenheit dieser 
Gebiete kann zum jetzigen Zeitpunkt ausgeschlossen werden. 
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Aus Sicht der Verwaltung sind Belange der Stadt Hallstadt mit dem angezeigten Bauleitplanver-
fahren nicht berührt. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen von der Aufstellung einer Außenbereichssatzung gemäß § 35 Abs. 
6 BauGB „Johannishof“ der Gemeinde Oberhaid in der Fassung vom 21.04.2026 und vom 
Sachvortrag der Verwaltung. 
 
Die Stadt Hallstadt trägt keine Einwände oder Bedenken gegen die beabsichtigte Bauleitpla-
nung vor. 
 
Angenommen: Ja: 11  Nein: 0  Anwesend: 11   
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TOP  3.3 Gemeinde Bischberg 

1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes "Tolläcker" in Trosdorf 
mit integriertem Grünordnungsplan; 
Scoping und Frühzeitige Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB 
und der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB 

Entscheidung 
Der Gemeinderat Bischberg hat in seiner Sitzung am 23.04.2026 die 1. Änderung und Erweite-
rung des Bebauungsplanes "Tolläcker" in Trosdorf mit integriertem Grünordnungsplan be-
schlossen. 
 
Anlass für die Änderung und Erweiterung des rechtskräftigen Bebauungsplanes ist eine beab-
sichtigte städtebauliche Neuordnung. Für drei größere, bislang unbebaute Grundstücke bietet 
sich aufgrund deren Grundstückszuschnitts eine zusätzliche bauliche Nutzung sich östlich an-
schließender Flächen an. Insgesamt bringt die Änderung sechs Bauparzellen im Zuge einer 
geordneten Nachverdichtung hervor. Der Planungsbereich soll als Wohnbaufläche entwickelt 
werden. 
 
Die Stadt Hallstadt wird als Nachbargemeinde am Bauleitplanverfahren nach § 2 Abs. 2 i.V.m. § 
4 Abs. 1 BauGB beteiligt. 
 
Belange der Stadt Hallstadt sind aus Sicht der Bauverwaltung mit dem Planungsvorhaben der 
Nachbargemeinde Bischberg nicht tangiert. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen von der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Tolläcker“ in Trosdorf 
mit integriertem Grünordnungsplan der Gemeinde Bischberg – Vorentwurf in der Fassung vom 
23.04.2026 und vom Sachvortrag der Verwaltung. 
 
Die Stadt Hallstadt trägt keine Einwände oder Bedenken gegen die beabsichtigte Bauleitpla-
nung vor. 
 
Angenommen: Ja: 11  Nein: 0  Anwesend: 11   
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TOP  4 Mitteilungen 
  
Erster Bürgermeister Thomas Söder berichtet über nachfolgende Themen: 
 

➢ Änderung des Trinkwasserbezugs 
1. Bürgermeister Thomas Söder informiert darüber, dass die Fernwasserversorgung 
Oberfranken (FWO) mit heutigem Schreiben mitgeteilt hat, ab sofort das Leitungswasser 
wieder aus der Ködeltalsperre zu beziehen und somit der Ursprungszustand hergestellt 
wird. 

 
  
 

 
TOP  5 Wünsche und Anfragen 
  

 
➢ Stadtrat Müller: 

Stadtrat Müller bittet die Verwaltung um Zusendung eines Links, um die Bebauungsplä-
ne auf der Homepage schneller zu finden. Des Weiteren wäre es sinnvoll, die bestehen-
den Bebauungspläne auf der Homepage in Form einer Ortskarte anzeigen zu lassen, 
um den passenden Bebauungsplan durch „hinscrollen“ zu finden. 
 

➢ Stadtrat Dr. Kühlbrandt: 
Es wird immer noch festgestellt, dass in den eingerichteten Umgehungsstraßen Lands-
knechtstraße, Bahnhofstraße, Seebachstraße und Michelinstraße trotz ausgewiesener 
Halteverbote zahlreiche Fahrzeuge auf der Straße parken und somit den Verkehrsfluss 
beeinträchtigen. Vorgeschlagen wird z.B. eine Mitteilung über die sozialen Medien mit 
dem Appell, die Fahrzeuge nicht auf der Straße zu parken. 
 

➢ Stadträtin Maiwald: 
Im Bereich der neu asphaltierten Straße an der Auffahrt zur A 70 Richtung Schweinfurt 
(Hafenstraße Richtung Achterbrücke) befindet sich derzeit noch ein Verkehrsschild, 
dass eine Einfahrt auf den Weg verbietet. Dieses sollte abgedeckt, oder entfernt werden, 
um kein Missverständnis zu verursachen. 
 

➢ Stadtrat Lisowski 
Es wird gebeten zu prüfen, ob die Lichtsignalanlage Bamberger Straße / Landsknecht-
straße / Seebachstraße in der Zeit der Baumaßnahme abgeschaltet werden kann. Auf-
grund der jetzigen Situation gibt es durchaus Möglichkeiten, den Verkehr ohne Ampelan-
lage zu steuern. 

 
Die Anregungen durch die Mitglieder des Bauausschusses werden den Fachabteilungen im 
Ordnungsamt und der Pressestelle mit der Bitte um Prüfung und Umsetzung weitergegeben. 
 
  
 

 
Mit Dank für die rege Mitarbeit schließt Erster Bürgermeister Thomas Söder um 19:15 Uhr die 
öffentliche Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses. 
 
 
 
 

Thomas Söder    Andreas Jäschock 
Erster Bürgermeister    Schriftführer/in 
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